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(Nr. 9920.) Geſetz, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten. Vom 
21. Juni 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Artikel J. 

Die $$. 1 und 4 des Geſetzes vom 24. März 1873 GGeſetz-Samml. S. 122), 
betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, beziehungsweiſe der 
Artikel 1 §. 1 und F. 4 des Geſetzes vom 28. Juni 1875 Geſetz-Samml. S. 370), 
betreffend eine Abänderung des gedachten Geſetzes vom 24. März 1873, ſowie 
der Artikel I §. 1 und F. 4 der Verordnung vom 15. April 1876 (Geſetz-Samml. 
S. 107), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, werden 
wie folgt abgeändert: 

§. 1. 


Die Staatsbeamten erhalten bei Dienſtreiſen Tagegelder nach den 
folgenden Sätzen: 


ie. Sate mister „ ua: er. 35 Mark, 
II. Beamte der erſten Rangklaſſe m 28 
III. Beamte der zweiten und dritten Rangklaſſe ..... A 
IV. Beamte der vierten und fünften Rangklaſſe ..... 1 


V. Beamte, welche nicht zu obigen Klaſſen gehören, 
ſoweit ſie bisher zu dem Tagegelderſatze von 9 Mark 
Berechtigt waren ne Sad rt. an 10% 
Gefep- Samml. 1897. (Nr. 9920.) 39 


Ausgegeben zu Berlin den 9. Juli 1897. 


— 


VI. Subalternbeamte der Provinzial⸗, Kreis⸗ und 
Lokalbehörden und andere Beamte gleichen Ranges 8 Mark, 


VII. Andere Beamte, welche nicht zu den Unterbeamten 
zu zählen find e 8 
VIII. Ihterbeänite a a: od er gm 1 

Erſtreckt ſich eine Dienſtreiſe auf zwei Tage und wird fie innerhalb 
24 Stunden beendet, fo iſt nur das Ein- und einhalbfache der Sätze 
unter I bis VIII zu liquidiren. 

Wird die Dienſtreiſe an ein und demſelben Tage angetreten und 
beendet, ſo tritt eine Ermäßigung der Tagegelder bei J auf 27 Mark, 
bei II auf 21 Mark, bei III auf 17 Mark, bei IV auf 12 Mark, bei 
V auf 9 Mark, bei VI auf 6 Mark, bei VII auf 4,50 Mark und bei 
VIII auf 3 Mark ein. 


§. 4. 
An Reiſekoſten, einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung 
erhalten: 
I. bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen 
gemacht werden können: 
1) die im $. 1 unter I bis IV bezeichneten Beamten für das 
Kilometer 9 Pfennig und für jeden Zu- und Abgang 
3 Mark. 
Hat einer dieſer Beamten einen Diener auf die 
Reiſe mitgenommen, ſo kann er für denſelben 5 Pfennig 
für das Kilometer beanfpruchen; 
2) die im F. 1 unter V und VI genannten Beamten für 
das Kilometer 7 Pfennig und für jeden Zu- und Abgang 
2 Mark, 
3) die im F. 1 unter VII und VIII genannten Beamten für 
das Kilometer 5 Pfennig und für jeden Zu- und Abgang 
1 Mark. 
II. bei Dienſtreiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen, Kleinbahnen 
oder Dampfſchiffen zurückgelegt werden können: 
1) die im 8. 1 unter I bis IV genannten 


Beamten Yan: HN, e ee 5 60 Pfennig, 
2) die im F. 1 unter V und VI genannten 

Beilhtentniit. dun , 70 . 40 
3) die im $. 1 unter VII und VIII genannten 

Brainien ga I. % d. N Zi 0. » 


für das Kilometer. 


— 


III. Die Beſtimmung darüber, unter welchen Umſtänden von den 
Beamten bei ihren Dienſtreiſen Kleinbahnen zu benutzen, und 
welche Reiſekoſtenvergütungen in ſolchen Fällen zu gewähren 
ſind, erfolgt durch das Staatsminiſterium. i 

Haben erweislich höhere Reiſekoſten als die unter I bis III feſt⸗ 


geſetzten aufgewendet werden müſſen, ſo werden dieſe erſtattet. 


Artikel I. 

Soweit Beamte nach Maßgabe der für das betreffende Reſſort beſtehenden 
Veſtimmungen Dienſtreiſen mit unentgeltlich geſtellten Verkehrsmitteln ausführen, 
haben dieſelben an Reiſekoſten nur die beſtimmungsmäßigen Entſchädigungen für 
Zu: und Abgang zu beanſpruchen. 


Artikel III. 

Für Beamte, welche durch die Art ihrer Dienſtgeſchäfte zu häufigen 
Dienſtreiſen innerhalb beſtimmter Amtsbezirke oder zu regelmäßig wiederkehrenden 
Dienſtreiſen zwiſchen beſtimmten Orten genöthigt werden, können an Stelle der 
nach den §. 1, und 4 des Geſetzes vom 24. März 1873 beziehungsweiſe 
Artikel I dieſes Geſetzes zu berechnenden Vergütungen nach Beſtimmung des 
Verwaltungschefs und des Finanzminiſters Bauſchvergütungen feſtgeſetzt werden. 


Artikel IV. 

Für die Anſprüche der Beamten auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Reiſekoſten und Tagegelder der Staatsbeamten ſind die Ausführungs⸗ 
vorſchriften maßgebend, die vom Staatsminiſterium oder, ſoweit geſetzlich die 
Zuſtändigkeit der Verwaltungschefs beziehungsweiſe des Finanzminiſters begründet 
iſt, von dieſen getroffen werden. 


Artikel V. 

Die Beſtimmungen im $. 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 in der 
Faſſung der Verordnung vom 15. April 1876 Geſetz-Samml. S. 107) finden 
auf die vor Erlaß des gegenwärtigen Geſetzes ergangenen geſetzlichen oder ſonſtigen 
Vorſchriften, welche für einzelne Dienſtzweige oder Dienſtgeſchäfte bezüglich der 
den Beamten aus der Staatskaſſe zu gewährenden Tagegelder und Reiſekoſten 
ergangen ſind, mit der Maßgabe Anwendung, daß die im Artikel 1 des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes beſtimmten Sätze nicht überſchritten werden dürfen. 

Die Beſtimmungen im Artikel I SS. 1 und 4 Nr. I und II des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes finden jedoch auf diejenigen Beamten, welche unter den §. 2 
des Geſetzes, betreffend die den Medizinalbeamten für die Beſorgung gerichts⸗ 
ärztlicher, medizinal⸗ oder ſanitätspolizeilicher Geſchäfte zu gewährenden Ver⸗ 
gütungen, vom 9. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 265) fallen, jo lange keine 
Anwendung, als die Beſoldungsverhältniſſe derſelben nicht anderweitig geregelt 
ſein werden. 
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A 
Artikel VI. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1897 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Helgoland, den 21. Juni 1897. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. v. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. 


Nr. 9921.) Geſetz, betreffend die Fiſcherei der Ufereigenthümer und die Koppelfifcherei in 
der Provinz Hannover. Vom 26. Juni 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für die 
Provinz Hannover, was folgt: 


A. Fiſcherei der Ufereigenthuͤmer. 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


. 
Die Ausübung der dem Eigenthümer eines Ufergrundſtückes zuſtehenden 
Fiſcherei iſt, ſoweit auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes Fiſchereibezirke gebildet 
werden, in dieſen nur nach Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen geſtattet. 


$. 2. 
Die Fiſchereibezirke ſind entweder ſelbſtändige oder gemeinſchaftliche. Ueber 
die Bildung, Abänderung und Aufhebung derſelben beſchließt der Kreisausſchuß. 


II. Selbſtändige Fiſchereibezirke. 
§. 3. 

Befinden ſich die gegenüberliegenden Ufer eines Gewäſſers in ununter⸗ 
brochener Erſtreckung auf mindeſtens 500 Meter im Eigenthume einer Perſon 
oder im Miteigenthume mehrerer Perſonen, ſo muß auf deren Antrag durch 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes aus den entſprechenden Gewäſſerſtrecken einſchließlich 


n 


des etwa überſchießenden, nur an einem Ufer vorhandenen Beſitzſtandes ein 
ſelbſtändiger Fiſchereibezirk gebildet werden. 


$. 4. 

Unabhängig von dieſen Bedingungen kann der Kreisausſchuß auch für 
kürzere Strecken, und nur für ein Ufer nach Anhörung des Oberfiſchmeiſters 
einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk bilden, wenn er dieſes im fiſchereiwirthſchaftlichen 
Intereſſe für zuläſſig erachtet. 


5 


Grenzt an einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk eine Gewäſſerſtrecke, welche 
weder einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk, noch einen Theil eines gemeinſchaftlichen 
Fiſchereibezirks bildet, jo find die Ufereigenthümer verpflichtet, die Fiſcherei in der 
Gewäſſerſtrecke dem Inhaber des ſelbſtändigen Fiſchereibezirks auf deſſen Antrag 
gegen eine, in Ermangelung gütlicher Vereinbarung, durch Beſchluß des Kreis⸗ 
ausſchuſſes feſtzuſetzende Entſchädigung zu überlaſſen. Gegen den Beſchluß iſt 
der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren binnen 
zwei Wochen zuläſſig. 

$. 6. 


Stehen die Grundſtücke eines ſelbſtändigen Fiſchereibezirks im Miteigenthume 
von mehr als drei Perſonen, im Eigenthume einer juriſtiſchen Perſon, Aktien— 
geſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, einer eingetragenen Genoſſenſchaft oder Waſſergenoſſenſchaft, jo darf 
die Fiſcherei nur durch Verpachtung genutzt, oder durch einen angeſtellten Fiſcher 
ausgeübt werden. 

Ueber die Art der Ausübung iſt der zuſtändigen Ortspolizeibehörde Anzeige 
zu machen; bis zur Anzeige ruht die Fiſcherei. 


III. Gemeinſchaftliche Fiſchereibezirke. 


7 


8 

Gewäſſerſtrecken, welche weder einen ſelbſtändigen Fiſchereibezirk ($$. 3 und 4), 
noch einen Theil eines Fiſchereibezirks (F. 5) bilden, können „ſo lange kein Antrag 
in Gemäßheit der $$. 20 und 23 bei der Auseinanderſetzungsbehörde eingegangen 
iſt, durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes zu einem gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirke 
vereinigt werden. Der gemeinſchaftliche Fiſchereibezirk ſoll ſich in der Regel auf 
eine zuſammenhängende Gewäſſerſtrecke von mindeſtens drei Kilometern erſtrecken 
und thunlichſt beide Ufer umfaſſen. 


$. 8. 

Die Verwaltung der Angelegenheiten eines gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirks 
erfolgt durch die Geſammtheit der betheiligten Grundeigenthümer Fiſcherei⸗ 
verſammlung). 

(Nr. 9921.) 
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Die Aufficht über dieſe Verwaltung führt der Kreisausſchuß. 

Die Fiſchereiverſammlung iſt beſchlußfähig, ſofern ſämmtliche betheiligte 
Grundeigenthümer mindeſtens eine Woche vorher in ortsüblicher Weiſe geladen ſind. 

Die Gemeindevorſteher haben einem Anſuchen des Fiſchereivorſtehers um 
Ladung zu entſprechen. 

Die Beſchlüſſe der Erſchienenen ſind für die Ausgebliebenen bindend. 

Grundeigenthümer, welche außerhalb der betheiligten Gemeinden wohnen, 
haben zur Entgegennahme von Zuſtellungen einen in einer dieſer Gemeinden 
wohnenden Bevollmächtigten zu beſtellen und dem Fiſchereivorſteher namhaft 
zu machen. 

Jeder Grundeigenthümer kann ſich durch einen von ihm mit ſchriftlicher 
Vollmacht verſehenen betheiligten Grundeigenthümer in der Fiſchereiverſammlung 
vertreten laſſen. 

Kein Bevollmächtigter kann mehr als ein Drittel aller Stimmen führen. 


§. 9. 

Die Fiſchereiverſammlung faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 
In Ermangelung anderweiter Vereinbarung hat jeder Ufereigenthümer für eine 
Uferſtrecke bis zu 10 Metern eine Stimme, für jede weiteren 10 Meter je eine 
Stimme mehr; überſchießende Bruchtheile werden nicht mitgezählt. Kein Be⸗ 
theiligter kann mehr als ein Drittel aller Stimmen auf ſich vereinigen. Das 
Stimmwerhältniß wird durch den Fiſchereivorſteher feſtgeſtellt und iſt in den 
betheiligten Gemeinden ortsüblich bekannt zu machen. Gegen die Feſtſetzung 
des Stimmverhältniſſes findet innerhalb zwei Wochen die Klage beim Kreis⸗ 
ausſchuſſe ſtatt. 

§. 10. 

Die Berufung und Leitung der Fiſchereiverſammlung, die Vorbereitung 
und Ausführung ihrer Beſchlüſſe, die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 
des Fiſchereibezirks, ſowie die Vertretung der Eigenthümer der Ufergrundſtücke 
in einem Verfahren auf Ablöfung einer Fiſchereiberechtigung liegen dem Fiſcherei⸗ 
vorſteher ob. 

Der Landrath beziehungsweiſe Hülfsbeamte des Landraths, in Städten der 
Bürgermeiſter, iſt befugt, in der Fiſchereiverſammlung den Vorſitz, jedoch ohne 
Stimmrecht, zu übernehmen, imgleichen die Einberufung einer ſolchen Ver⸗ 
ſammlung anzuordnen. 

Zuſtändig iſt derjenige, in deſſen Amtsbezirk die größte Strecke des Fiſcherei⸗ 
bezirks liegt. 

Der Fiſchereivorſteher wird erſtmalig aus der Zahl der betheiligten Grund⸗ 
eigenthümer von dem Kreisausſchuſſe auf drei Jahre ernannt. Demnächſt wird 
der Vorſteher von der Fiſchereiverſammlung mit einfacher Stimmenmehrheit auf 
ſechs Jahre gewählt; kommt eine ſolche Wahl nicht zu Stande, ſo erfolgt die 
Ernennung des Vorſtehers durch den Kreisausſchuß. In gleicher Weiſe kann 
für den Fiſchereivorſteher ein Stellvertreter beſtellt werden. 


— 


is . 
Die Fiſcherei in einem gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirke darf nur durch 
Verpachtung genutzt, oder durch einen angeſtellten Fiſcher ausgeübt werden. 


. a 

Die Einnahmen und Ausgaben werden durch den Fiſchereivorſteher auf 
die betheiligten Grundbeſitzer, und zwar mangels beſonderer Vereinbarung nach 
Verhältniß der Uferlänge vertheilt. Vorher ſind Abrechnung und Vertheilungs⸗ 
plan in jeder Gemeinde während der Dauer von zwei Wochen öffentlich aus⸗ 
zulegen, nachdem Ort und Beginn der Auslegung in den betheiligten Gemeinden 
ortsüblich bekannt gemacht ſind. 

Auf Beſchwerden und Einſprüche gegen den Vertheilungsplan beſchließt der 
Fiſchereivorſteher. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage 
beim Kreisausſchuſſe ſtatt. 


IV. Vorſchriften für ſelbſtändige und gemeinſchaftliche Fiſchereibezirke. 
§. 13. 

Die nach $$.4, 5, 6 und 7 gebildeten Fiſchereibezirke können durch 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes nach Ablauf von drei Jahren aufgehoben oder ab⸗ 
geändert werden, wenn der Kreisausſchuß dieſes im fiſchereiwirthſchaftlichen oder 
landwirthſchaftlichen Intereſſe für nothwendig erachtet. Vorher muß der Fiſcherei⸗ 
vorſteher gehört werden. 

$. 14. 

In Beſchlüſſen, durch welche Fiſchereibezirke gebildet, abgeändert oder auf 
gehoben werden, iſt der Zeitpunkt des Inkrafttretens anzugeben. Sie ſind bei 
ſelbſtändigen Fiſchereibezirken den einzelnen Betheiligten beſonders und bei gemein- 
ſchaftlichen Fiſchereibezirken ortsüblich bekannt zu machen. 


§. 15. 

Auf die Ausübung der Fiſcherei in den nach dieſem Geſetze gebildeten 
Fiſchereibezirken finden die § 8. 8 und 12 des Geſetzes vom 30. Mai 1874, ſowie 
Artikel II des Geſetzes vom 30. März 1880 (Geſetz-Samml. S. 228) mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß als Auffichtsbehörde der Kreisausſchuß 
anzuſehen iſt. 

$. 16. 

Der zur Ausübung der Fiſcherei Berechtigte und ſeine Gehülfen dürfen die 
zu dem gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirke gehörigen oder dem ſelbſtändigen Fiſcherei— 
bezirke angeſchloſſenen ($. 5) fremden Ufergrundſtücke, Brücken, Wehre und 
Schleuſen inſoweit betreten, als dies zur Ausübung der Fiſcherei erforderlich ift. 
Ausgenommen ſind diejenigen Grundſtücke, welche dauernd vollſtändig eingefriedigt 

(Nr. 9921.) 


— 9 — 


ſind oder, ohne dies zu ſein, durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes ausgeſchloſſen 
worden ſind. Zur vollſtändigen Einfriedigung gehört eine Einfriedigung des 
Flußufers nicht; im Uebrigen entſcheidet der Kreisausſchuß darüber, was für 
dauernd vollſtändig eingefriedigt zu erachten iſt. 

Für den beim Betreten verübten Schaden haftet der Fiſchereibezirk ($. 7), 
ſowie der zur Ausübung der Fiſcherei Berechtigte (F. 11), ein jeder aufs Ganze, 
entſtehendenfalls unter Vorbehalt des Rückgriffs auf den Beſchädiger. 

Die Feſtſetzung der Höhe der Entſchädigung erfolgt in Ermangelung güt⸗ 
licher Vereinbarung durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes. Gegen den Beſchluß 
iſt Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren binnen 
zwei Wochen zuläſſig. 

$. 17. 

Die auf Grund dieſes Geſetzes zu faſſenden Beſchlüſſe ergehen auf Antrag 

eines Betheiligten, des Landraths oder der Ortspolizeibehörde. 


F. 18. 
In Stadtkreiſen tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes in den Fällen der 
89. 8 und 15 der Magiſtrat, in den übrigen Fällen der Bezirksausſchuß. 


B. Koppelfiſcherei. 


§. 19. 8 

Koppelfiſcherei im Sinne dieſes Geſetzes iſt ſowohl die Ausübung mehrerer 
Fiſchereiberechtigungen an derſelben Gewäſſerſtrecke, als auch die Ausübung einer 
mehreren Perſonen an derſelben Gewäſſerſtrecke gemeinſchaftlich zuſtehenden 
Fiſchereiberechtigung. 

F. 20. 

Die Theilnehmungsrechte von Koppelſiſchereiberechtigten können, ſo lange 
nicht auf Grund von $. 7 ein Verfahren bei dem Kreisausſchuſſe anhängig iſt, 
von der Auseinanderſetzungsbehörde im Falle des Bedürfniſſes auf ein beſtimmtes, 
dem rechtmäßigen Beſitzſtande entſprechendes Maß feſtgeſetzt und bezüglich der 
Ausübung des Betriebes näher geregelt werden. Dabei ſind namentlich die ört— 
lichen Grenzen der Berechtigung, die Zahl der zur Ausübung der Koppelfiſcherei 
berechtigten Perſonen, die zuläſſigen Fangarten, ſowie die Zahl und Beſchaffenheit 
der Fanggeräthe, die Fangzeiten und bei etwaiger Beſchränkung der Berechtigung 
auf gewiſſe Fiſchgattungen auch die letzteren näher zu beſtimmen. 

Fiſchereipolizeiliche Vorſchriften werden durch eine derartige Regelung 
nicht berührt. 

§. 21. 

Einigen die Betheiligten ſich in dieſem Verfahren darüber, daß die ihnen 

zuſtehende Koppelfifcherei, und zwar im Ganzen künftig durch einen beſonders 


— Zu 


angeftellten Fiſcher oder durch Verpachtung genutzt werden foll, fo hat die Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörde eine ſolche Regelung, deren Ausführung die Ortspolizei— 
behörde zu überwachen und nöthigenfalls zu erzwingen hat, zu beurkunden. 

Die Dauer der Pachtverträge darf in der Regel nicht unter ſechs Jahren 
beſtimmt werden. Ausnahmen von dieſer Beſtimmung können unter beſonderen 
Umſtänden von der Ortspolizeibehörde zugelaſſen werden. Die Trennung des 
Koppelfiſchereibezirks in einzelne Pachtbezirke bedarf der Genehmigung der Orts— 
polizeibehörde, welche darauf zu ſehen hat, daß einer unwirthſchaftlichen Zer⸗ 
ſtückelung der Fiſcherei vorgebeugt wird. Die Ortspolizeibehörde iſt befugt, zu 
beſtimmen, welche Zahl der zuläſſigen Fanggeräthe in jedem Pachtbezirke nicht 
überſchritten werden darf. 

22. 

Erfolgt keine Einigung der Betheiligten über die Nutzung durch einen 
beſonders angeſtellten Fiſcher oder Verpachtung, ſo kann, wenn ſolches nach dem 
Ermeſſen der Auseinanderſetzungsbehörde im Intereſſe einer pfleglichen Nutzung 
der Fiſcherei erforderlich iſt, für jeden einzelnen Berechtigten nach Analogie der 
Gemeinheitstheilung ein beſtimmtes Revier gebildet werden. Geſchieht dies, ſo 
finden bezüglich dieſer Reviere die für die Ausübung der Fiſcherei der Ufereigen⸗ 
thümer in den 6$. 3 ff. getroffenen Beſtimmungen ſinngemäße Anwendung. 

F. 23. 

Das Verfahren vor der Generalkommiſſion erfolgt auf Antrag eines oder 
mehrerer Betheiligten, welche an der Regelung der Koppelfifcherei ein privat- 
rechtliches Intereſſe haben, oder im öffentlichen Intereſſe auf Antrag des Land— 
raths desjenigen Kreiſes, welchem die der Koppelfiſcherei unterliegende Gewäſſer⸗ 
ſtrecke ganz oder theilweiſe angehört. 

Für diejenigen Koppelfiſchereien, deren Gebiet ausſchließlich im Gemeinde— 
bezirke einer oder mehrerer Städte belegen iſt, tritt an die Stelle des Landraths 
der Magiſtrat. 

$. 24. 

Rückſichtlich der Behörden und des Verfahrens, ſowie des Koſtenweſens 
gelten dieſelben Vorſchriften, welche in Gemäßheit der $$. 24, 26 ff. des Geſetzes 
vom 13. Juni 1873, betreffend die Abſtellung von Forſtberechtigungen u. ſ. w. 
(Geſetz-Samml. S. 357), ſowie des Geſetzes vom 17. Januar 1883, betreffend 
Abänderung des Hannoverſchen Geſetzes vom 30. Juni 1842 (Geſetz⸗Samml. 
S. 7), auf die Fixation von Theilnehmungsrechten an Forſten Anwendung finden. 

Erfolgt die Regelung der Koppelfiſcherei auf den Antrag des nach $. 23 
zuſtändigen Landraths oder Magiſtrats oder wird deren Antrag zurückgewieſen, 
ſo bleiben die entſtandenen Koſten außer Anſatz. 


F. 25. 


Koppelfiſchereiberechtigungen können in Zukunft weder durch Vertrag, noch 
durch Erſitzung begründet werden. 
Geſet⸗Samml. 1897. (Nr. 99219922. 40 


— — 


C. Schlußbeſtimmungen. 
§. 26. 

Iſt ein Fiſchereibezirk in mehreren Kreiſen belegen, ſo kommen die Be— 
ſtimmungen des F. 58 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 GGeſetz-Samml. S. 195) zur Anwendung. 

| SER 

Unberührt von den Vorſchriften dieſes Geſetzes bleiben: 

1) die Fiſchereien r 

a) in geſchloſſenen Gewäſſern (F. 4 des Fiſchereigeſetzes für den 
Preußiſchen Staat vom 30. Mai 1874, Geſetz-Samml. S. 197 ff.) 
und 

bp) in Entwäſſerungsgräben, 

2) die mittelſt ſtändiger Vorrichtungen ausgeübten Fiſchereien (§§. 5, 20 
und 28 des Geſetzes vom 30. Mai 1874), ſofern dieſelben vor Erlaß 
des gegenwärtigen Geſetzes beſtanden haben, 

3) die Fiſchereien von Genoſſenſchaften ($$. 9 und 10 des Geſetzes vom 
30. Mai 1874). 

§. 28. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1898 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Kaiſer Wilhelm-Kanal, den 


26. Juni 1897. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. v. Miquel. Boſſe. 
Frhr. v. Hammerſtein. Frhr. v. d. Recke. v. Goßler. 


(Fr. 9922.) Geſetz, betreffend das Charitékrankenhaus und den botaniſchen Garten in Berlin. 
Vom 26. Juni 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
57. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung eines Höchſtbetrages 
von 16000 000 Mark der Koſten, welche nach näherer Beſtimmung der Staats— 
haushalts-Etats oder dieſes Geſetzes (§. 3) aufgewendet werden dürfen, um 

1) für das Charitékrankenhaus in Berlin und die mit demſelben ver 

bundenen Inſtitute der Univerſität Berlin geeignete Gebäude herzuſtellen, 


— 


2) das Grundſtück Luiſenſtraße Nr. 2 hierſelbſt ſowie das der Stadt 
Berlin gehörige, an dem Nordufer, der Buch- und Triftſtraße hier— 
ſelbſt belegene Grundſtück anzukaufen und auf letzteres das Inſtitut 
für Infektionskrankheiten zu verlegen, 

3) für das Hygiene-Inſtitut der Univerſität Berlin ein neues Gebäude zu 
errichten, 

4) den botaniſchen Garten und das botaniſche Muſeum hierſelbſt nach 
der Domäne Dahlem zu verlegen und dort ein pharmazeutiſches 
Inſtitut für die Univerſität Berlin zu erbauen, 

5) für die vorbezeichneten Inſtitute die Nebenanlagen und die innere Ein- 
richtung zu beſchaffen, 

Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 


$. 2. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld— 
verſchreibungen veräußert werden ſollen (F. 1), beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung der Anleihe und wegen Ver— 
jährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 GGeſetz— 
Samml. S. 1197) zur Anwendung. 

Der Erlös aus dem Verkaufe des jetzt für den botaniſchen Garten in 
Berlin benutzten Grundſtücks iſt mittelſt Anrechnung auf die der Staatsregierung 
bewilligten offen ſtehenden Kredite zur Tilgung von Staatsſchulden über das 
anderweit planmäßig oder durch beſtehende Geſetze beſtimmte Maß hinaus zu 
verwenden und iſt dem Landtage darüber Bericht zu erſtatten. 


F. 3. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt: 

1) für den Ankauf der in dem F. 1 zu 2 bezeichneten Grundſtücke 
315000 Mark und 245 000 Mark, a 

2) zum Neubau des Hauptgebäudes des Inſtituts für Infektionskrankheiten 
475 000 Mark, 

3) zum Neubau eines Kochküchengebäudes ſowie eines Maſchinen- und 
und Werkſtättengebäudes der Charité einſchließlich der Einrichtung mit 
Keſſeln und Maſchinen 659 000 Mark, 

4) für die Herſtellung eines Sammlungsgebäudes des pathologiſchen In— 
ſtituts den Reſtbetrag von 292000 Mark, 

5) für den Neubau nachbenannter Gebäude der Charité, und zwar: 

einer Kapelle 68 000 Mark, 

eines Pförtner- und Stallgebäudes 14 500 Mark, 

einer Baracke der Augenklinik 70000 Mark und 

einer Baracke der geburtshülflich-gynäkologiſchen Klinik 69 700 Mark, 

(Nr. 9922. 5 


— 


6) zur Regulirung des Terrains und Herſtellung der gärtneriſchen Anlagen 
für den auf der Domäne Dahlem anzulegenden botaniſchen Garten 
915 800 Mark, 
7) zur Errichtung eines Wirthſchaftsgebäudes für den botaniſchen Garten 
(Nr. 6) 54000 Mark, 
8) zur Herſtellung von Erſatzbauten, welche die Domäne Dahlem durch 
die dortige Einrichtung eines botaniſchen Gartens erforderlich werden, 
31996 Mark 
zu verwenden. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Kaifer Wilhelm-Kanal, den 


26. Juni 1897. 
(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. v. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Irhr. v. Hammerſtein. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſehes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Januar 1897, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Firma Farbenfabriken vorm. Friedrich 
Bayer & Comp. zu Elberfeld zur Entziehung und zur dauernden Beſchrän⸗ 
kung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Mülheim am Rhein 
nach Leverkuſen in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 24 S. 217, aus⸗ 
gegeben am 19. Juni 1897; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 14. April 1897, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Rittergutsbeſitzer Freiſe zu Magdeburg 
zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zur Verlängerung 
feiner Kleinbahn vom Bahnhofe Goldbeck der Eiſenbahn Stendal 
Wittenberge nach Gieſenslage bis zur Elbe bei Werben in Anſpruch zu 
nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Magdeburg Nr. 22 S. 195, ausgegeben am 29. Mai 1897. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


